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Delegiertenversammlung fasst deutliche Parolen

NEIN zur Durchsetzungsinitiative

Nationalrat Kurt Fluri stieg dreimal in 
den Ring – und ging dreimal als Sieger 
hervor. An der freisinnigen Delegier-
tenversammlung in Riedholz wurden 
die Parolen zu drei Abstimmungsvor-
lagen vom 28. Februar 2016 gefasst. 
Ein deutliches Nein gab’s mit 112 zu 3 
Stimmen zur Durchsetzungsinitiative, 
welche von SVP-Nationalrat Walter 
Wobmann vertreten wurde. Dass kri-
minelle Ausländer ausgeschafft gehö-
ren und die von Volk und Ständen an-
genommene Ausschaffungsinitiative 
umgesetzt wird, war unbestritten. 
«Das vom Parlament beschlossene, 
scharfe Ausführungsgesetz ist aber nur 

wegen der Durchsetzungsinitiative 
noch nicht in Kraft», geisselte Fluri die 
Verhinderungspolitik der SVP. Dass 
zusätzlich auch noch Bagatelldelikte 
zu einer sofortigen Ausschaffung füh-
ren sollen, beurteilten die Delegierten 
zu Recht als unverhältnismässig und 
realitätsfremd.

Ständerat Pirmin Bischof warb für 
«seine» Volksinitiative, die die Ab-
schaffung der Heiratsstrafe fordert. Das 
auf den ersten Blick nachvollziehbare 
Anliegen wurde von den Delegierten 
mit 109 zu 11 Stimmen abgeschmettert. 
«Nur mit der Individualbesteuerung 
kann ein gerechtes Steuermodell ge-

schaffen werden, das keine gesell-
schaftspolitische Wertung enthält», 
erläuterte Kurt Fluri und überzeugte 
die Mehrheit der Delegierten. Diese 
beschlossen schliesslich die Ja-Parole 
zum Bau einer zweiten Gott hard röhre. 
Trotz diversen Gegenvotanten fiel das 
Votum mit 113 zu 7 Stimmen deutlich 
aus. Ohne den zweiten Tunnel würde 
das Tessin von der Deutschschweiz 
 abgeschnitten. Ein Ausbau auf vier 
Spuren sei zudem ohne Verfassungs- 
und Gesetzesänderung nicht möglich, 
schlug Kurt Fluri die Argumente 
 seines Kontrahenten, SP-Nationalrat 
 Philipp Hadorn, in den Wind.

124 Delegierte fanden sich in der Mehrzweckhalle Riedholz ein.
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Biogen-Neubau in Luterbach

Ein Riesengewinn für den Kanton Solothurn
Am 29. Januar fand im Beisein zahl-
reicher hochkarätiger Gäste, darunter 
Bundespräsident Johann Schneider-
Ammann, der offizielle Spatenstich 
für die Biogen-Produktionsanlage in 
Luterbach statt. Wenige Tage vorher 
stattete Markus Ziegler, Geschäftslei-
tungsmitglied von Biogen Switzerland, 
der freisinnigen Kantonsratsfraktion 
einen Besuch ab und erläuterte den 
Werdegang dieses beeindruckenden 
Projekts. Ziegler sparte nicht mit Lob 
an die Solothurner Regierung und die 
Verwaltung. In der Rekordzeit von nur 
einem Jahr konnte der Kanton ein 
 Gelände bereitstellen, auf dem nun ca. 
1 Milliarde Franken investiert werden. 
Ab 2019 sollen in den geplanten zwei 
Produktionsmodulen bis zu 400 neue 
Arbeitsplätze in die Region geholt wer-
den. Biogen verfügt in den USA und 
Dänemark bereits über vier Produk-
tionsanlagen. Das in Luterbach ge-
plante Werk wird aber das grösste und 
weltweit modernste seiner Art sein. 

Novartis liegt neben Luterbach
Dass bei der internationalen Suche 
nach einem Standort die Schweiz und 
Luterbach das Rennen gemacht haben, 
freute Ziegler besonders. Als Gründe 
für diese Wahl führte er die hohe 
Rechtssicherheit, das Bildungssystem 
und politische Stabilität an. Die Kan-
tonsräte waren aber besonders inter-
essiert, weswegen ausgerecht der Kan-
ton Solothurn den Zuschlag erhalten 
habe. Ziegler nannte eine ganze Reihe 
von positiven Faktoren. So liege Solo-
thurn ideal im Dreieck Zürich-Bern-
Basel, wodurch sich das Rekru-
tierungspotenzial für qualifizierte 
Arbeitskräfte auf rund 2 Mio. Perso-

nen erstrecke. Im Weiteren eigne sich 
das Gelände ideal für künftige Erwei-
terungsbauten. Und schliesslich sei 
die Nähe zum Pharma- und Medtech-
Cluster von besonderer Bedeutung. 
«Aus internationaler Sicht liegt Luter-
bach in der Nachbarschaft von Novar-
tis», zeigte Ziegler die Dimensionen 
eines global tätigen Konzerns auf.

Nachhaltige Firmenpolitik
Beeindruckend ist auch die Philoso-
phie des ursprünglich in Genf gegrün-
deten Unternehmens: So bekennt sich 
Biogen zu nachhaltigem und umwelt-
freundlichem Handeln und beweist 
dies durch eine zu 100 Prozent klima-
neutrale Tätigkeit. In zahlreichen 
Nachhaltigkeits-Indizes rangiert das 
Biotechnologie-Unternehmen, das 

z. B. Medikamente für Neurodegene-
rative Erkrankungen wie Multipler 
Sklerose produziert, auf den ersten 
Rängen. Auch die Mitarbeiterzufrie-
denheit wird bei Biogen grossgeschrie-
ben. Darum erstaunt es auch nicht, 
dass die Ästhetik des neuen Werks 
einen wichtigen Stellenwert einnimmt 
und die ganze Anlage in einen Park 
eingebettet sein wird. Die FDP-Frak-
tion zeigte sich überzeugt, dass die 

Ansiedlung von Biogen einen riesigen 
Gewinn für den Kanton Solothurn dar-
stellt. Ziegler machte zwar keinen Hehl 
daraus, dass gerade in der Phase der 
Inbetriebnahme Spezialisten aus aller 
Welt benötigt würden. Er zeigte sich 
aber überzeugt, dass sich gerade durch 
die Nähe zur Fachhochschule Nord-
westschweiz mit ihrem Life-Science-
Bereich wertvolle Synergien ergeben 
würden. Man darf gespannt sein!

So soll es in drei Jahren auf dem ehemaligen Attisholz-Areal aussehen.

Abstimmungsparolen der Solothurner FDP für den 28. Februar

NEIN zur Heiratsstrafeninitiative

NEIN zur Durchsetzungsinitiative

NEIN zur Nahrungsmittelspekulationsinitiative

JA zur zweiten Gotthardröhre

JA zum Hochwasserschutz Emme

Spatenstich vom 29. Januar, im Beisein von Bundesrat Schneider-Ammann und Regie-
rungsrätin Esther Gassler.
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Weniger Bürokratie

Wuff-wuff: Hundemarke AUS
Mark Winkler,  
Kantonsrat, Witterswil

Mit 94:0 Stimmen hat der Solothurner 
Kantonsrat meinen Auftrag zur Ab-
schaffung der Hundemarke gutgeheis-
sen. Seit 2006 müssen alle Hunde mit 
einem Chip unter der Haut versehen 
sein. Verantwortlich sind dafür die 
Tierärzte. Zudem werden die Hunde 
auf der nationalen Datenbank www.
amicus registriert. Diese Datenbank 
erlaubt in Zukunft Tierärzten, Kanton 
und Gemeinden eine effiziente Nut-
zung und Kontrolle. Der Chip hat sich 
bewährt, die Metallmarke hat ausge-
dient. Die Doppelmarkierung, Chip 
und Marke, löst nur viel überflüssige 
Bürokratie für Kanton und Gemein-

den aus, wie der Ablauf zeigt. Jährlich 
hat der Kanton die Metallanhänger 
einzeln produzieren lassen. Auf jeder 

Marke sind die Jahreszahl, eine fort-
laufende Nummer und der Name der 
jeweiligen Gemeinde eingraviert. Der 
Kanton muss die Teile den verschiede-
nen Gemeinden zukommen lassen. In 
den Gemeinden werden diese regist-
riert und an die Hundehalter ver-
schickt. Je nach Gemeinde müssen die 
Hundebesitzer die Marken auch per-
sönlich bei der Gemeindeverwaltung 
abholen – dies Jahr für Jahr in den 
Monaten April und Mai.

Viele Hundehalter haben für ihre 
Vierbeiner verschiedene Halsbänder 
und verzichten seit langem, obwohl 
dies Pflicht wäre, auf das Anbringen 
der Hundemarke. Eine Kontrolle, ob 
ein Hund eine Marke trägt oder nicht, 
ist praktisch nicht existent. Zur Identi-

fikation eines Hundes dient ab 2017 
ausschliesslich der Chip. Viele Ge-
meinden, die Tierärzte und die Polizei 
verfügen bereits heute über ein Chip-
lesegerät. Die Hundesteuer hat nur 
indirekt etwas mit der Hundemarke zu 
tun. Die Hundebesitzer haben bereits 
heute eine Melde- und Steuerpflicht 
für ihren Hund. Mit oder ohne Hunde-
marke: Wer seinen Hund nicht bei der 
Gemeinde anmeldet, macht sich straf-
bar. 

In diesem Jahr wird die Hundemar-
ke noch genutzt. Ab 2017 soll dann auf 
den Metallanhänger verzichtet werden. 
Im Kampf gegen unnötige Bürokratie 
ist wieder ein Schritt gemacht. Die Ge-
meindeverwaltungen freuts; den Hun-
den ists vermutlich egal. Wuff!

Kantonale Volksabstimmung vom 28. Februar

Ja zum Projekt Hochwasserschutz und Revitalisierung Emme
Philippe Arnet,  
Kantonsrat, Lohn-Ammannsegg

Hochwasserschutz und Revitalisie-
rung werden immer wieder punktuell 
grosse Themen, primär dann, wenn 
wir Hochwasser haben. Dann gibt es 
Fragen mit wieso, warum, wer ist ver-
antwortlich, wieso macht man nicht, 
und, und, und …

Man erinnert sich bestimmt, dass 
es in den letzten 10 bis 15 Jahren im-
mer wieder im Bereich der Emme so-
wie der Aare zu Überschwemmungen 
kam, dass ganze Landstriche im Mit-
telland unter Wasser standen, dass es 
grosse Schäden an Infrastruktur und 
Mobilien gab. Weitere Folgen davon 
waren, dass Firmen schliessen muss-
ten, dass teilweise die Versicherungs-
leistungen ausgeblieben sind, dass 
grosser Schaden und viel Leid ange-
richtet wurden.

Wenn der Emme mehr Platz gege-
ben wird, wird der Abfluss in die Aare 
kontrollierbarer. In einer ersten Etap-
pe wurde auf Höhe der Gemeinden 
Gerlafingen und Biberist der Hoch-

wasserschutz umgesetzt und die Em-
me-Uferzone revitalisiert. Durch die 
Aufwertung der Uferzone entstand ein 
schönes und geschätztes Naherho-
lungsgebiet. Auch der Hochwasser-
schutz hat bis heute seine Pflicht er-
füllt. Nun steht die zweite grosse Etap-
pe bevor; der Verpflichtungskredit 
beträgt brutto 73,6 Mio. Franken, 
netto 18,8 Mio. Franken. Über dies 
stimmen wir ab. Ferner verbleiben für 
die umliegenden Gemeinden Kosten 
von 6,9 Mio. Franken, welche in den 
Gemeindebudgets berücksichtigt sind. 
Die verbleibenden 48 Mio. Franken 
werden von Seiten des Bundes, vom 
kantonalen Altlastenfonds sowie von 
privater Seite aufgebracht. Daher be-
laufen sich die effektiven Kosten für 
die Gemeinden und den Kanton Solo-
thurn im Gesamten auf knapp 25 Mio. 
Franken.

Der Bau soll bereits 2016 beginnen 
und wird im Jahr 2022 abgeschlossen 
sein. Von allen Seiten ist das grosse 
Defizit im Hochwasserschutz entlang 
der Emme/Aare unbestritten. Das 
potenzielle Schadenvolumen wird auf 

55 Mio. Franken pro Ereignis ge-
schätzt. Der Regierungsrat, die Um-
welt- und Baukommission sowie der 
Kantonsrat haben sich grossmehrheit-
lich hinter das Projekt gestellt und 
empfehlen der Bevölkerung des Kan-
tons das Projekt zur Annahme. Der 

Parteivorstand der FDP.Die Liberalen 
Kanton Solothurn unterstützt das Vor-
haben ebenfalls und hat in der Konse-
quenz dazu die Ja-Parole beschlossen. 
Der Verpflichtungskredit ist nötig, 
damit uns zukünftig nicht das Wasser 
bis zum Hals steht.

Die erste Etappe des Emme-Hochwasserschutzprojekts wurde zwischen Biberist und 
Gerlafingen bereits ausgeführt.

Mark Winkler
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Kolumne

VBG anstatt SVP
Urs Marti, Langendorf

Helmut Kohl hat 
seinerzeit erklärt, 
er werde dann 
schon einmal als 
Bundeskanzler 
zurücktreten, und 
Wolfgang Schäub-
le sei sein Nach-

folger. Die Frage war berechtigt: Hät-
ten die Deutschen nicht etwas Nach-
hilfeunterricht in Sachen Demokratie 
benötigt? Demokratischer jedenfalls 
wäre es gewesen, nach einem Rück-
tritt Kohls (der so nicht stattfand, weil 
Kohl abgewählt wurde) die Parteien 
der Bundesländer aufzufordern, Kan-
didaten zuhanden der Bundestags-
fraktion zu nominieren, die dann in 
einem klar definierten Wahlprozedere 
dem Bundestag ihren Anwärter oder 
ihre Anwärterin auf das Kanzleramt 
zur Wahl vorschlagen würde. Das ist 
eine alte, aber keineswegs veraltete 
Geschichte.

In den Jahren 2015 und 2016 pas-
siert in der Schweiz (dem demokra-
tischsten aller demokratischen Län-
der?) nämlich genau das Gleiche. Die 
SVP bekommt endlich ihren zweiten 
Bundesrat. Ein Jahr lang sucht und 
prüft sie Kandidaten, aber dann ent-
scheidet die Parteispitze: Es gibt eine 
Dreierkandidatur, und zwar mit einem 
bis dahin weitgehend unbekannten 
Waadtländer, einem Möchtegern aus 
dem Zugerland und einem von der 
Lega importierten Tessiner. Nur einer 
dieser drei darf es werden. Alle ande-
ren, auch noch genannten und profi-
lierteren Politiker, wie die Schaffhau-
ser Hannes Germann und Thomas 
Hurter oder der Bündner Heinz Brand, 
haben vor aller Augen schriftlich zu 
unterschreiben, dass sie eine Wahl 
nicht annehmen und sie, wenn sie es 
dennoch täten, aus der Partei ausge-
schlossen würden. Ein demütigendes 
Schauspiel für die Übergangenen, und 
die Kandidatenkür in der Fraktion ist 
nur noch eine Farce.

Anfang Jahr gibt Toni Brunner 
überraschend bekannt, er werde im 

Frühling als SVP-Parteipräsident zu-
rücktreten, und er sagt auch gleich, 
wer sein Nachfolger sei, Albert Rösti. 
Andere Kandidaten, andere Meinun-
gen sind überhaupt nicht gefragt. 
Gleichzeitig aber wütet SVP-Überva-
ter Christoph Blocher im Albisgüetli 
gegen eine angeblich schleichende 
Diktatur in der Schweiz. Ins Visier ge-
nommen werden neuerdings vor allem 
die Richter, und Blochers Adlatus 
Brunner doppelt gleich nach: Richter 
urteilten nur nach ihrem eigenen Gut-
dünken. Funktioniert unsere Justiz 
tatsächlich so einfach? Brunner und 
Blocher wäre eine Stadtführung in 
Solothurn oder Bern zu empfehlen, wo 
auf dem Gerechtigkeitsbrunnen die 
Justitia eine Waage in der Hand hält, 
in deren Schalen sie sorgfältig abwägt, 
was für oder gegen eine beschuldigte 
Person spricht. Aber genau das will ja 
die SVP mit ihrer Durchsetzungsini-
tiative abschaffen. Bei der Ausschaf-
fung soll nicht mehr der Einzelfall 
geprüft, sondern nach Schema F ent-
schieden werden. Hauptsache: Es hat 
ein paar Ausländer weniger. Wer so 
politisiert, sollte jedenfalls in der Ver-
wendung des Begriffs «Diktatur» et-
was zurückhaltender sein. Es ist zu-
dem ein einmaliges Phänomen in der 
Geschichte des Bundesstaates, dass 
ein alt Bundesrat immer noch im Bun-
deshaus an den Fraktionssitzungen 
teilnimmt, sicherlich nicht nur, um den 
Debatten, sofern es diese überhaupt 
gibt, aufmerksam zuzuhören. Aber 
auch das scheint Blocher gleichgültig 
zu sein, dass zwar die Demokratie 
auch Macht gibt, aber Macht auf Zeit.

Aber eben: Bei der Schweizeri-
schen Volkspartei hört das Schweize-
rische auf, wenn am Parteitag die 
Treicheln verklungen sind. Das Volk 
braucht man, um Wähleranteile zu be-
schaffen und den im kleinen Kreis 
beschlossenen Initiativen zum Durch-
bruch zu verhelfen. Aber sonst hat das 
Volk parteiintern nichts zu sagen. Die 
SVP sollte sich möglichst rasch in 
VBG umbenennen: von Blochers 
Gnaden.

Wechsel in den Ortsparteien
Beinwil: Andreas Bringold (neu) für René Béguelin

Lostorf-Mahren:  Matthias Wermuth (a. i.) für Markus Howald

Olten: Monique Rudolf von Rohr (neu)

Wir danken den zurückgetretenen Präsidenten für ihren Einsatz und wünschen 
den neuen viel Erfolg in ihrem Amt.

Veranstaltungen
März 2016

Mi  9. 19.30 Uhr  Orts- und Amteiparteipräsidentenkonferenz  
(Rössli Oensingen)

Do 17. 19.30 Uhr  Club FDP 2000: Parlamentariergespräch  
(Bellevue Lüsslingen)

April 2016

Do 28. 15.00 Uhr  Club FDP 2000: Betriebsbesichtigung (Glutz AG 
Solothurn – Beschläge, Zutrittssysteme, Schlösser)

Mai 2016

Mo  9. 19.30 Uhr  Kantonale Delegiertenversammlung (Rodersdorf)
Mi 18. 19.00 Uhr Parteivorstand (Rössli Oensingen)

Den Jahresterminkalender und Infos zu weiteren Anlässen finden Sie unter:
www.fdp-so.ch/events

Ausgangslage für 2017
Im März 2017 finden die nächsten Re-
gierungsrats- und Kantonsratswahlen 
statt. Seit längerem steht fest, dass 
Regierungsrätin Esther Gassler nicht 
mehr zur Wiederwahl antreten wird. 
Für die FDP ist die Verteidigung der 
beiden Regierungssitze deshalb zent-
ral. Das kantonale Wahlteam hat eine 
Arbeitsgruppe eingesetzt, die mit In-
teressentinnen und Interessenten Ge-
spräche führt. Die kantonale Nomina-
tionsversammlung findet am 24. Au-
gust 2016 statt. 

Hinsichtlich der Kantonsratswah-
len sind die Amtei- und Ortsparteien 
aufgerufen, möglichst viele Freisinni-
ge zu finden, die sich für eine Kandi-
datur zur Verfügung stellen. Die am-
tierenden Kantonsräte wurden befragt, 
ob sie sich 2017 erneut für eine Kan-
didatur zur Verfügung stellen.

Definitiv nicht mehr antreten wer-
den Beat Käch (Solothurn-Lebern), 

Markus Grütter (Bucheggberg-Was-
seramt), Rosmarie Heiniger (Thal-
Gäu) sowie Claude Belart, Verena 
Enzler und Ernst Zingg (alle Olten-
Gösgen). Diverse Kantonsräte haben 
noch etwas Bedenkzeit erbeten.

Mit der Wahl zum Brigadier ist 
ausserdem per Ende Januar Alexander 
Kohli von all seinen politischen Äm-
tern zurückgetreten. Die FDP.Die Li-
beralen Kanton Solothurn gratulieren 
Kohli ganz herzlich zu seiner Beför-
derung. In ihm verliert die Fraktion 
jedoch eine kritische und kreative 
Stimme. Er gehörte seit 2003 dem So-
lothurner Kantonsrat an und hatte in 
der FDP zahlreiche Mandate inne; 
darunter war er bis 2014 Präsident der 
Stadtpartei Grenchen und Eidg. De-
legierter der Kantonalpartei. Die FDP 
wünscht Kohli alles Gute für die Zu-
kunft und dankt ihm für die geleiste-
ten Verdienste.
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Jungfreisinnige

Altersvorsorge 2020

Die Reform «Altersvorsorge 2020»,  
ein Mammutprojekt
Obwohl die Lebenserwartung kontinuierlich steigt und auch die Zahl der Rentnerinnen und Rentner 
im Vergleich zu den Erwerbstätigen zunimmt, ist das heutige Schweizer Vorsorgesystem auf  
eine Realität ausgelegt, welche längst der Vergangenheit angehört. Diese Entwicklung ist der 
Grund, weshalb sich die Jungfreisinnigen seit mehreren Jahren stark im Bereich der Sozialwerk-
politik einsetzen und eine generationenverträgliche Reform fordern.

Marcel Schuler, Vorstands-
mitglied Jung frei sinnige Schweiz, 
Politische Planung

Demografische Veränderungen brin-
gen grosse strukturelle und finanzielle 
Herausforderungen für die Altersvor-
sorge mit sich. Auch tragen schlechte-
re Anlagemöglichkeiten auf dem Ka-
pitalmarkt respektive historisch tiefe 
Zinsen dazu bei, dass die heutigen 
Rentenversprechen nicht mehr gesi-
chert sind. Trotz alldem hadert das 
Parlament bei der Beratung der Re-
form «Altersvorsorge 2020». Auch in 
den Köpfen der Bevölkerung ist der 
Reformdruck noch nicht gänzlich an-
gekommen, und die Probleme umlage-
finanzierter Rentensysteme sind wei-
testgehend unbekannt. Es liegt deshalb 
in der Verantwortung unserer Politike-
rinnen und Politiker, eine nachhaltige 
Altersvorsorge zu gestalten, damit wir 
nicht auf Kosten der nächsten Genera-
tion leben und somit deren künftige 
Freiheit nicht einschränken. 

Entsprechend dem Vorbild einiger 
Pionierländer, welche in den letzten 
Jahren automatische Stabilisatoren 
oder Schuldenbremsen in den Sozial-
werken eingeführt haben, ist es aus 
Sicht der Jungfreisinnigen dringend 
notwendig, die Vorsorgefinanzierung 
in der Schweiz mittels technischer Re-
geln zu entpolitisieren. Dies, ohne 
dass die Politik willkürlich Entschei-
de, beispielsweise die Festsetzung des 
Rentenalters, treffen kann. Sogar Dä-
nemark und Schweden, welche als 
eher sozialdemokratisch eingestuft 
werden können, haben automatische 
Interventionsmechanismen einge-
führt, die durch graduelle Erhöhungen 

des Rentenalters ein Anhäufen von 
Schuldenbergen verhindern. Gerade 
deshalb sollte es in der Schweiz, im 
Erfindungsland der Schuldenbremse, 
auch möglich sein, solche Reformen 
durchzuführen.

Für ein liberaleres und besser funk-
tionierendes Vorsorgesystem muss 
aber auch die Eigenverantwortung der 
Bürgerinnen und Bürger gestärkt wer-
den. Diese benötigen genügend Raum 
und Informationen, um ihre individu-
elle Verantwortung wahrnehmen zu 
können. Denn nur, wer seine Vorsor-

geansprüche aus gesetzlicher und pri-
vater Rentenversicherung realitätsge-
treu einschätzen kann, ist fähig, eigen-
verantwortlich und bewusst über ver-
schiedene Optionen zu entscheiden. 
Bürgerinnen und Bürger müssen des-
halb ihre BVG-Vorsorgelücken erken-
nen und kritische Urteile über Versi-
cherungsangebote fällen können. Sei 
dies durch die Erhöhung der steuerbe-
freiten Vorsorgebeiträge, die Beseiti-
gung falscher Anreizsysteme in der 
Altersvorsorge oder die freie Wahl der 
Vorsorgeleistungen. 

Gerade für die Schweiz, wo seit 
rund zwanzig Jahren sämtliche Refor-
men in der Altersvorsorge gescheitert 
sind, könnte es dieser Ansatz der 
 Entpolitisierung erlauben, sowohl die 
Diskussion um das Rentenalter als 
auch die Diskussion um den Umwand-
lungssatz zu beenden und so, ergän-
zend zur dringenden Reform «Alters-
vorsorge 2020», einen wirklich funk-
tionierenden Generationenvertrag si-
cherzustellen.

Wir Jungfreisinnigen bleiben dran.

Vergleich Rentenalter und Lebenserwartung 1948 und 2016

Marcel Schuler
Quelle: BFS 2014



6 Nr. 1/ 2016

FDP International

Initiative gegen Nahrungsmittelspekulation

Die Juso-Initiative: Ein untaugliches Rezept 
aus der deutschen Kaiserzeit
Die Volksinitiative der Juso gegen die Nahrungsmittelspekulation ist nicht der erste Versuch,  
mit hehren Vorsätzen und untauglichen Mitteln hohe Nahrungsmittelpreise zu bekämpfen, und 
 bewirkt das Gegenteil dessen, was man eigentlich anstrebt.

François Baur,  
Präsident FDP.Die Liberalen 
International

Dasselbe folgenschwere Experiment 
hat bereits das deutsche Kaiserreich 
Ende des 19. Jahrhunderts gewagt, mit 
langfristigen Folgen für den deutschen 
Rohstoffhandel. Weil die Preise für 
Weizen 1891 stark schwankten und 
stiegen, verbot das neue Börsengesetz 
von 1896 kurzerhand den Handel mit 
Terminkontrakten. Denn die Meinung 
im Land war gemacht: Die Spekulan-
ten trieben die Preise in die Höhe. 
Allerdings passierte genau das Gegen-
teil dessen, was beabsichtigt war: Wei-
zen wurde nicht billiger, sondern teu-
rer, weil Produzenten und Händler 
sich in der Folge nicht mehr richtig 
absichern konnten. 1900 wurde des-
halb das Verbot rückgängig gemacht, 
doch der Schaden war angerichtet: Die 
Getreidebörse in Berlin, einst eine der 
bedeutendsten der Welt, verkam zur 
Provinzbörse und erholte sich davon 
nie mehr.

Über 100 Jahre später wollen nun 
die Schweizer Jungsozialisten diesen 
Fehler wiederholen. Auch sie möchten 
Schweizer Finanzakteuren verbieten, 
mit Terminverträgen zu handeln – so-
fern diese sich auf Agrarrohstoffe be-
ziehen. Denn die Juso bezichtigen 
Banken, Anleger und Finanzabteilun-
gen, mit ihren Geschäften die Nah-
rungsmittelpreise und damit die Hun-
gersnot auf der Welt zu erhöhen. 

Verbot setzt am falschen Ort an
Aus einer internationalen Perspektive 
ist das Verbot aus mehreren Gründen 
unsinnig. Schweizer Finanzakteure 
beeinflussen nicht die globalen Nah-
rungsmittelpreise, genauso wenig, wie 
die Spekulanten im deutschen Kaiser-

reich – denn diese handelten nicht mit 
tatsächlichen Nahrungsmitteln, son-
dern mit Verträgen. Die weltweiten 
Preise werden dort bestimmt, wo das 
tatsächliche Angebot und die tatsäch-
liche Nachfrage nach Lebensmitteln 
entstehen. In den Jahren vor 1891 
konnten die Bauern in Russland und 
Amerika nur wenig Weizen ernten, 
das hat die Preise erhöht. Auch heute 
steigen die Nahrungsmittelpreise 
unter anderem dann, wenn in grossen 
Anbauländern wie Russland, Austra-
lien oder Amerika Ernten ausfallen 
– sei es wegen Dürren, Frost oder 
Bränden. Wenn die Schweiz ihren 
Banken den Handel mit Agrarderiva-

ten verbietet, ändert das am Preis rein 
gar nichts. 

Schweiz kann der Welt  
keine Verbote aufzwingen
Es gibt aber noch eine andere Schwä-
che der Initiative: In der Schweiz exis-
tiert nicht ein einziger Terminmarkt 
für Agrarrohstoffe! Diese liegen vor-
nehmlich in Amerika – und werden 
dort bereits ausreichend reguliert. Die 
Schweiz hingegen kann dem Ausland 
schwerlich vorschreiben, wie es seine 
Börsen zu regulieren hat. 

Der Handel mit Agrarrohstoffen ist 
eine internationale Angelegenheit, 
Massnahmen zur Verbesserung der 

Märkte müssen deshalb auch interna-
tional angelegt sein. Ein solches Pro-
jekt ist das Agricultural Market Infor-
mation System (AMIS) der Food and 
Agriculture Organisation (FAO). Die 
UNO-Staaten speisen Angaben über 
die Höhe ihrer Nahrungsmittelproduk-
tion und Daten zu ihren Lagerbestän-
den in ein System ein, dieses macht die 
Informationen öffentlich. Das stellt 
Markttransparenz her und stabilisiert 
die Weltmarktpreise. Die Schweiz 
arbeitet in der FAO bereits aktiv mit!

Zielführende internationale 
Massnahmen unterstützen
Es ist unbestritten: Die internationale 
Gemeinschaft, und dazu zählt die 
Schweiz, steht bei der Bekämpfung 
des Hungers in der Pflicht. Und hier 
hat sie in den vergangenen Jahren 
durchaus auch Erfolge zu verzeichnen: 
Seit 1990 konnte die Anzahl hungern-
der Menschen um 21,4 Prozent ver-
ringert werden, und das trotz des ho-
hen Bevölkerungswachstums. Aller-
dings wurde damit das von der UNO 
gesteckte Ziel knapp verpasst. Umso 
wichtiger ist es daher, auf bewährte 
Projekte zu setzen, welche die Staaten 
gemeinsam auf dem internationalen 
Parkett entwickeln. So sollen sie zum 
Beispiel im Rahmen der WTO Han-
delshemmnisse abbauen, auch für 
Nahrungsmittel. Oder weiter in der 
internationalen Zusammenarbeit Pro-
jekte vor Ort unterstützen, in denen 
zum Beispiel Kleinbauern neue An-
bauverfahren lernen oder bessere Ma-
schinen, Geräte und Bewässerungs-
anlagen erhalten. Die Schweiz enga-
giert sich hierbei international bereits 
stark und soll das auch weiterhin tun. 
Mit einem Alleingang hingegen hilft 
sie niemandem auf der Welt und gräbt 
sich selbst das Wasser ab.

François Baur
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FDP.Die Liberalen Frauen

Sexuelle Übergriffe

Im Westen nichts Neues
Claudine Esseiva, 
Generalsekretärin FDP Frauen

Die Kölner oder Zürcher Vorfälle in 
der Silvesternacht oder jene in Flücht-
lingsunterkünften, in denen sexuelle 
Übergriffe an Frauen von Migranten 
verübt wurden, sind in den Fokus 
unseres Bewusstseins gerückt. Solche 
Übergriffe machen sprachlos, und es 
ist richtig, dass diesem wichtigen The-
ma Aufmerksamkeit geschenkt wird. 
Sexuelle Belästigungen sind jedoch 
nicht ein reines Migrationsproblem. 
Sie sind auch nicht neu, sondern ein 
Thema, mit welchem Frauen weltweit 
und alltäglich konfrontiert sind. Sol-
che Vorfälle für populistische Zwecke 
zu instrumentalisieren, ist für unsere 
liberale Gesellschaft aber eine beun-
ruhigende und gefährliche Tendenz.

Migrationsströme in dem Ausmass, 
wie wir sie heute erleben, bringen ihre 
Herausforderungen für unsere Gesell-
schaft mit sich. Klar ist: Wer bei uns 
lebt, muss sich zwingend an unsere 
Regeln und Gesetze halten. Darum 
müssen wir unsere Werte und die für 
uns selbstverständliche Gleichstellung 
von Frauen und Männern allen Men-
schen in unserem Land vermitteln. 
Wir FDP Frauen verlangen eine breite 
öffentliche Debatte ohne Scheuklap-
pen. Indem man auch den offenen 
Austausch mit Migranten sucht, kön-
nen Missverständnisse auf beiden Sei-
ten geklärt werden. Diese ganze The-
matik wird Schwerpunkt unserer Ge-
neralversammlung im März sein.

Einladung zur Generalversammlung 
der FDP Frauen Schweiz
Samstag, 12. März 2016, 9.00 bis 14.00 Uhr 
Öffentliche Veranstaltung
Novartis Campus, Basel

Programm

Ab 9.15 Empfang im Novartis Campus – Kaffee und Gipfeli

10.00  Begrüssung 
Daniela Hintermann, Präsidentin FDP.Die Liberalen Frauen Basel-Stadt 
Stephan Mumenthaler, Head Economic & Swiss Public Affairs, Novartis 
Carmen Walker Späh, Präsidentin und Regierungsrätin Kanton Zürich

10.15  Statutarische Geschäfte 
Jahresbericht, Jahresrechnung und Budget 
Wahl der Geschäftsleitung

  * Die Jahresberichte werden an der DV aufgelegt und vorgängig auf der Webseite aufgeschaltet. Aus Kosten- und 
Umweltgründen werden keine Exemplare versandt. Die Rechnung wird den Delegierten an der DV präsentiert.

10.30  Präsentation der Kandidaten und Kandidatinnen für das Parteipräsidium  
der FDP.Die Liberalen Schweiz

10.45  Lohngleichheit 
Präsentation Revision des Gleichstellungsgesetzes durch Nationalrätin Isabelle Moret

 Diskussion / Parolenfassung

11.15 Pause

11.20  Diskussionsrunde «Die Freiheit der Frau» 
Saïda Keller-Messahli, Präsidentin Forum für einen fortschrittlichen Islam 
Doris Fiala, Nationalrätin ZH 
Philippe Nantermod, Nationalrat VS

 Unter der Leitung von Michèle Binswanger, Journalistin

12.00 Schlusswort von Christa Markwalder, Nationalratspräsidentin

12.15 Ende der Veranstaltung – Apéro riche 

Weitere Informationen finden Sie unter www.fdp-frauen.ch.

Frauen
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Page romande

Groupe latin

Une plateforme d’information  
et de concertation 
Depuis le mois de décembre, j’ai le plaisir de présider le groupe latin du PLR.Les Libéraux-Radicaux. 
Je suis sensible à la confiance manifestée par mes collègues à mon égard, et je les en remercie 
 vivement. Je succède à mon collègue Jacques Bourgeois. Je profite de cette occasion pour présen-
ter ce groupe, notre rôle et nos activités. Si nos rencontres ont lieu généralement dans un environne-
ment très cordial, les décisions prises et les impulsions données ne sont pas forcément anodines. 

Olivier Feller,  
conseiller national VD

Le groupe latin se réunit à chaque dé-
but de session parlementaire afin de 
traiter les sujets qui revêtent une im-
portance particulière dans les cantons 
latins ou qui donnent lieu à une appré-
ciation politique spécifique à la Suisse 
romande et au Tessin. Un des buts du 
groupe est de prendre position lorsque 
des intérêts politiques ou personnels 
importants sont en cause. Il ne s’agit 
pas de nous opposer de façon stérile à 
nos collègues suisses alémaniques, 
l’idée est plutôt de «rassembler» nos 
forces pour une action commune plus 
cohérente. Il s’agit aussi de faire circu-
ler l’information et de se coordonner. 

Historique 
Le premier président du groupe latin 
était le conseiller national Aloys Copt 
du canton du Valais, il a dirigé ce 
groupe de 1967 à 1971. Ensuite, de 
nombreux conseillers nationaux radi-
caux se sont succédés. Depuis 1987, les 
présidents du groupe latin sont élus 
pour une période de deux ans, selon un 
tournus auquel participent successive-
ment les cantons. Les élections du pré-
sident et du vice-président ont lieu lors 
de la session d’hiver. Le groupe latin 
radical a fusionné avec les libéraux 
bien avant le parti suisse puisque déjà 
en 2003, les libéraux ont été intégrés à 
ce groupe qui prend alors la dénomi-
nation de groupe latin libéral-radical. 

Le groupe latin actuel 
En décembre 2011, mon collègue Hu-
gues Hiltpold, alors vice-président, est 
nommé président. Selon le tournus en 

vigueur, Jacques Bourgeois a accédé 
à la vice-présidence en même temps. 
En 2013, c’est Jacques Bourgeois qui 
accède à la présidence, Jean-René 
Germanier devenant vice-président.

En décembre 2015, l’organisation a 
été chamboulée en raison du retrait de 
Jean-René Germanier du Parlement. 
Mes collègues m’ont proposé de re-
prendre la présidence, Philippe Nan-
termod assumant la vice-présidence. 

Chaque président a apporté «sa 
patte» en proposant des séances dans 
des endroits variés, différentes sorties 
utiles pour souder le groupe. Que cha-
cun soit vivement remercié pour son 
engagement.

Aujourd’hui, le groupe libéral-radi-
cal latin de l’Assemblée fédérale se 
compose de 16 parlementaires ro-
mands et tessinois tous issus du Parti 
libéral-radical suisse, soit 13 conseil-
lers nationaux et 3 conseillers aux 
Etats. Les membres par ordre alphabé-
tique sont: Fabio Abate (TI), Philippe 
Bauer (NE), Frédéric Borloz (VD), 
Jacques Bourgeois (FR), Ignazio Cas-
sis (TI), Raphaël Comte (NE), Fathi 
Derder (VD), Olivier Feller (VD), Oli-
vier Français (VD), Benoît Genecand 
(GE), Hugues Hiltpold (GE), Isabelle 
Moret (VD), Philippe Nantermod 
(VS), Christian Lüscher (GE), Giovan-
ni Merlini (TI) et Laurent Wehrli (VD). 

Les thématiques abordées sont dé-
terminées en fonction des programmes 
des sessions. Il va sans dire que la stra-
tégie énergétique 2050, la troisième 
réforme de l’imposition des entre-
prises, la politique agricole ou encore 
la prévoyance vieillesse sont des sujets 
centraux qui vont être abordés au sein 
du groupe latin. 

Evolution du groupe de 1999 à aujourd’hui

  Parlementaires latin RL Groupe RL Part en pourcent

2015–2019  16 46 34,78 %

2011–2015  14 41 34,14 %

2007–2011  17 47 36,17 %

2003–2007  18 54 33,33 %

1999–2003  17 60 28,33 %

Olivier Feller, conseiller national VD
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Gastbeitrag

Verbesserung der sozialen Sicherung

Zivilgesellschaftliche Lösungen  
als Gewinn für alle 
Die demografische Entwicklung mit den sehr stark steigenden Zahlen von Menschen  
im Rentenalter und sinkenden Zahlen von Erwerbstätigen hat in der Gesamtheit schwer abschätz-
bare Folgen – aber sicher hohe Folgekosten. Eine Basisverbreiterung der sozialen Sicherung  
mit einem nicht direkt von Geld und wirtschaftlicher Entwicklung abhängigen Modell kann Kosten 
senken oder wenigstens nicht ansteigen lassen. 

Susanna Fassbind,  
Co-Präsidentin des Vereins KISS

Der Wunsch der meisten Babyboomer 
ist, in ihrem Zuhause selbständig und 
eigenverantwortlich älter zu werden 
und zu sterben, also nicht in ein Pfle-
geheim einzutreten. Aber: Vor allem 
die zu erwartende Beinaheverdoppe-
lung der Menschen über 80 Jahre mit 
steigendem Pflegebedarf, weniger 
familiärer Unterstützung, kaum Hilfe 
aus der meist unbekannten Nachbar-
schaft und Abnahme der Freiwilligen-
arbeit reduzieren das Potenzial für 
Unterstützung zuhause. Die wünsch-
bare Erhöhung des Rentenalters und 
damit etwas Entlastung für die Er-
werbstätigen reduzieren die für die 
öffentliche Hand stark gestiegenen 
und weiter steigenden Pflege- und Ge-
sundheitskosten nicht. Also sollten 
auch Ressourcen miteinbezogen wer-

den, die ausserhalb des Finanz- und 
Geldkreislaufes verfügbar sind. Die 
sogenannte vierte Vorsorgesäule KISS 
baut auf den Ressourcen der Men-
schen und nicht auf ihrer Finanzkraft 
auf. Jeder Mensch hat Ressourcen, 
davon geht KISS aus. 

So funktioniert das Modell KISS 
Basierend auf Eigenverantwortung 
und zivilgesellschaftlichem Engage-
ment baut KISS auf. Der 2011 gegrün-
dete Dachverein KISS unterstützt In-
teressierte, Organisationen, Gemein-
den und Kantone mit fachlichem 
Know-how beim Aufbau von zu grün-
denden lokalen oder regionalen Ge-
nossenschaften. So haben alle 
schweizweit entstehenden Genossen-
schaften gleiche verbindliche Stan-
dards und Rechtsgrundlagen. 

Der Dachverein stellt den Genos-
senschaften unentgeltlich Grundlagen 

zur Verfügung wie die geschützte 
Marke KISS, Corporate Identity und 
Design, Software zur Bewirtschaftung 
der Zeitgutschriften, Website, Know-
how beim Aufbau, Zusammenarbeit 
für Informationsveranstaltungen, 
rechtliche Klärungen (Steuern, AHV, 
Versicherungen, Benevol-Richtlinien, 
usw.), Evaluationsarbeiten und weitere. 

Jede geleistete Stunde ist gleich viel 
wert, egal ob Zuhören oder Einkäufe. 
So behält die nicht mit Geld besicher-
te Stunde immer den gleichen Wert im 

Gegensatz zu inflationärem Geld. Die 
Stunden werden mit dem KISS-spezi-
fischen EDV-Programm erfasst, ge-
speichert, eingezogen oder können 
verschenkt werden. Fachkräfte orga-
nisieren Gebende und Nehmende, die 
zueinander passen, und klären die 
Hilfestellungen. Ausdrücklich ausge-
schlossen ist Pflege. So haben Genos-
senschaften und Verein KISS Schweiz 
Übersicht und Gewissheit, dass die 
Dienstleistungen fachlich kompetent 
und mit Herz erbracht werden.

Gemeinden SozialversicherungenKantone Bund
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Seit drei Jahren setzen drei Genos-
senschaften KISS um und erfahren 
damit hohe Wertschätzung und viel 
Engagement aus der Bevölkerung 
und von Gemeinden. 2016 werden 
fünf bis sechs neue Genossen-
schaften gegründet, weitere sind 
im Aufbau. Über zwei Jahre bis An-
fang 2017 wird KISS von der ETHZ 
evaluiert. Zusätzlich wird bis An-
fang April 2016 vom Büro BASS 
eine Studie zur Quantifizierung des 
Nutzens für die öffentliche Hand er-
stellt. Die Finanzierung der Grund-
lagen erfolgt bis jetzt über Stiftun-
gen und Lotteriefondsgelder; die 
Kosten für den Betrieb in den Ge-
nossenschaften leisten Gemeinden 
und lokale Organisationen.

Susanna Fassbind 
Marketingfachfrau, 18 Jahre ETH-
Dozentin zu Marketing für Nach-
haltigkeit, Beratung von Gemein-
den und Heimen zu Altersfragen 
und neuen Wohnformen, Öffent-
lichkeitsarbeit für Behörden zu 
Lösungen von Alters- und Betreu-
ungsfragen. Gewinn von Swiss-
Re-Milizpreis 2015 und Wunsch-
Schloss 1. Preis. 

Seit 2012 Co-Präsidentin des Ver-
eins KISS www.kiss-zeit.ch
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Abstimmungen

Durchsetzungsinitiative

NEIN zur Durchsetzungsinitiative
Die SVP gibt vor, mit der Durchsetzungsinitiative schwer kriminelle Ausländer ausschaffen zu 
 wollen. Doch das Parlament hat die Ausschaffungsinitiative bereits hart, fristgerecht und gemäss 
dem Volkswillen umgesetzt. Dieses Umsetzungsgesetz ist sehr scharf und beinhaltet den von den 
Initianten verlangten Automatismus zur Ausschaffung von Ausländern. Einziger Vorbehalt ist, dass 
es eine Beschränkung bei schweren persönlichen Härtefällen gibt, was ein Minimum an Rechts-
staatlichkeit wahrt. Die Durchsetzungsinitiative ist daher unnötig. Es gibt nichts «durchzusetzen».

Andrea Caroni, Ständerat AR

Die Durchsetzungs-
initiative ist in 
 vielerlei Hinsicht 
schädlich: So wür-
den gewisse Baga-
telldelikte zur auto-
matischen Aus-

schaffung führen. Das hat zwei Grün-
de: Zum einen umfasst die Durchset-
zungsinitiative – anders als die Aus-
schaffungsinitiative und unser neues 
Gesetz – neu nicht nur Verbrechen und 

schwere Vergehen, sondern auch viele 
geringe Vergehen, also Bagatelle. 
Zum andern kennt sie keine Härtefall-
klausel. Sie betrifft also auch best-
integrierte Ausländer, Familienväter 
und Secondos. Dies zeigt, dass das 
Verhältnismässigkeitsprinzip mit Füs-
sen getreten wird. 

Des Weiteren ist die Initiative ein 
Angriff auf die Grundrechte und die 
Europäische Menschenrechtskonven-
tion (EMRK). Die Durchsetzungsini-
tiative hebelt entscheidende Grund-
rechte aus und stellt den bewährten 

Menschenrechtsschutz der EMRK in 
Frage. Die Gefährdung der EMRK 
durch die Ini tiative ist deshalb nicht 
nur ein Angriff auf die Rechte der 
marginalisierten Gruppe der straffäl-
ligen Ausländer, sondern eine Attacke 
auf die Rechte von uns allen. 

Zudem ist die Initiative ein Angriff 
auf unsere traditionellen Institutionen. 
Sie hebelt die Gewaltenteilung aus und 
zerstört eingespielte und gut funktio-
nierende Abläufe. Sie ist zutiefst un-
schweizerisch.

Auch die Bilateralen werden durch 

die Durchsetzungsinitiative angegrif-
fen. Die automatische Ausschaffung 
selbst bei Bagatelldelikten wider-
spricht der Personenfreizügigkeit mit 
der EU. Das stellt einen zusätzlichen 
und unnötigen Stolperstein für die 
Verhandlungen mit der EU zur Um-
setzung der Masseneinwanderungs-
initiative (MEI) dar. 

Fazit: Was das Volk 2010 bestellt 
hat, hat es erhalten; ein hartes Aus-
schaffungsgesetz. Die Durchset-
zungsinitiative ist daher unnötig – und 
dazu schädlich.

Nicht nötig, 
weil bereits 
pfefferscharf 
umgesetzt
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Abstimmungen

Juso-Spekulationsinitiative

NEIN zur Juso-Spekulationsinitiative
Die Volksinitiative «Keine Spekulation mit Nahrungsmitteln» der Jungsozialisten (Juso) gibt vor,  
den Hunger in der Welt lindern zu wollen. Ein an sich hehres Ziel, welches die Initiative aber 
 verfehlt. Ein Spekulationsverbot wäre wirkungslos gegen Hunger, letztlich aber folgenreich für  
viele Unternehmen und Menschen in der Schweiz.

Beat Walti, Nationalrat ZH

Die Initiative ist 
vielleicht gut ge-
meint, jedoch 
schlecht durch-
dacht: Das ganze 
Anliegen der Ini-
tianten beruht auf 

der nicht belegten Behauptung, speku-
lative Geschäfte an internationalen 
Terminbörsen würden Nahrungsmit-
telpreise in von Hunger betroffenen 
Ländern in die Höhe treiben. Die 
Wirtschaftswissenschaften gehen je-

doch vom genauen Gegenteil aus, in 
zahlreichen Studien wird ein solcher 
Zusammenhang widerlegt. Gerade bei 
heftigen Preisbewegungen in den letz-
ten Jahren zeigte sich kein Zusam-
menhang mit den Aktivitäten an den 
Terminmärkten. Davon unbeein-
druckt setzen die Jungsozialisten mit 
ihrer Initiative aber Arbeitsplätze und 
Wohlstand aufs Spiel.

Dies wohlgemerkt nicht nur in der 
Schweiz, sondern auch bei ausländi-
schen Produzenten. Sie sind auf Ter-
mingeschäfte angewiesen, um ihre 
zukünftigen Produktionserträge ab-

sichern zu können. Der Initiativtext 
gibt zwar vor, solche Geschäfte vom 
Verbot auszunehmen. Eine Trennung 
wäre aber selbst mit einem regelrech-
ten Bürokratiewahn kaum möglich, 
denn jeder einzelne Vertrag müsste 
durch eine neu zu schaffende staat-
liche Aufsichtsbehörde kontrolliert 
werden.

Diese unnötige Überregulierung 
würde der Schweizer Wirtschaft scha-
den: Unternehmen aus dem bedeuten-
den Rohstoffhandelsbereich (3,9 Pro-
zent Anteil am Bruttoinlandsprodukt) 
würden ins Ausland abwandern, mit 

ihnen Arbeitsplätze und Steuerein-
nahmen.

Die Jungsozialisten ignorieren die 
wirklichen Ursachen für hohe Preise 
auf lokalen Märkten, welche letztlich 
zu Hunger führen, und pflegen lieber 
ideologische Feindbilder: den Finanz-
markt. Ihre Initiative wird das Hun-
gerproblem höchstens verschärfen 
und den Standort Schweiz schwächen. 
Werfen Sie deshalb am 28. Februar – 
ohne schlechtes Gewissen! – ein über-
zeugtes Nein in die Urne, und erteilen 
Sie dieser wirkungslosen, aber folgen-
reichen Vorlage eine Absage!

Hilft 
niemandem, 
schadet 
allen.
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Abstimmungen

Gotthard-Strassentunnel

JA zur zweiten Gotthardröhre
Der 1980 eröffnete Gotthard-Strassentunnel ist mit 16,9 Kilometern Länge der viertlängste 
 Strassentunnel der Welt. Täglich wird er von mehr als 17 000 Fahrzeugen durchquert. Als wichtigste 
 Verbindung zwischen der Deutschschweiz und dem Tessin verbindet er uns zudem mit dem für uns 
sehr wichtigen Wirtschaftsraum Norditaliens. Allein mit der Lombardei beträgt unser jährliches 
Handelsvolumen rund 18 Milliarden Franken.

Damian Müller, Ständerat LU

Der Gotthardtunnel 
ist Wirtschaftsmo-
tor und Garantie für 
den nationalen Zu-
sammenhalt der 
Schweiz. Nun muss 
er nach rund 40 Be-

triebsjahren totalsaniert und deshalb 
für über 300 Tage geschlossen werden. 
Es drohen eine erhebliche Erschwe-

rung der Wirtschaftsbeziehungen, eine 
Abkapselung des Tessins vom Rest der 
Schweiz und ein deutlicher Mehrver-
kehr auf den Alternativrouten. 

Jede künftige Generation wird mit 
einer weiteren Sanierung konfrontiert 
werden, eine solche wird alle 40 Jahre 
nötig. Wenn wir jetzt die zweite Röhre 
wählen, werden wir bereits bei der 
zweiten Sanierung tiefere Kosten ge-
nerieren als mit dem temporären Auf-
bau von Verladerampen. 

Der Betrieb mit einem Fahrstreifen 
pro Richtung wird mit dieser Vorlage 
im Gesetz niedergeschrieben und ist 
somit referendumspflichtig und kann 
nicht einfach hintergangen werden. 
Hinzu kommt, dass eine Ausweitung 
auf vier Spuren der Alpeninitiative wi-
derspricht und somit einer Verfas-
sungsänderung bedarf. Politisch wird 
es unmöglich sein, diese Bestimmun-
gen zu umgehen, auch wenn die Geg-
ner einer zweiten Röhre das Gegenteil 

behaupten. Ausserdem können wir mit 
einer zweiten Röhre Sicherheitsproble-
me lösen: Fatale Frontalkollisionen 
können verhindert werden, es gäbe neu 
einen Pannenstreifen und Rettungs-
kräfte wären schneller und sicherer bei 
einem allfälligen Unfallort. Das alles 
rettet Leben! Der Sanierungstunnel am 
Gotthard ist eine nachhaltige, durch-
dachte Lösung, die mich überzeugt. Sie 
führt zu mehr Sicherheit im Gotthard-
tunnel und sichert den Alpenschutz.

 

Ein sicherer Gotthard für die ganze Schweiz.

Die Verkehrssicher-
heit steigern. 
Im 17 km langen und engen 
Gotthard-Tunnelkommt es pro 
Stunde durchschnittlich zu  
75 000 Kreuzungen. Pannen-
streifen gibt es keine. Das Unfall-
risiko ist hoch. Im Schnitt jährlich 
ein Todesopfer im Tunnel ist zu 
viel. Der Gotthard muss dringend 
die heutigen Sicherheitsstan-
dards erfüllen.

Handelsverbindung
sichern.
Norditalien ist einer der wich-
tigsten Handelspartner der 
Schweiz. Die Verbindung zu 
diesem wichtigen Markt dürfen 
wir nicht kappen. Der Gotthard-
Tunnel hat direkten Einfluss 
auf die Exportstärke unseres 
Landes und auf unsere tägliche 
Versorgung.  

Tunnel intelligent
sanieren.
Nur eine zweite Röhre sichert 
den durchgehenden Betrieb und 
eine nachhaltige Sanierung. 
Die Sanierung wird finanziell 
günstiger als bei Verladeprovi-
sorien, die für viel Geld wieder 
abgerissen werden müssen. 
Künftige Unterhaltsarbeiten 

können effizienter durchgeführt 
werden und belasten nicht die 
kommenden Generationen.

Die Landschaften
schonen.
Für teure Verladeanlagen wollen 
die Gegner in den engen Alpen-
tälern eine Fläche von 22 Fuss-
ballfeldern verbauen. Statt durch 
den Tunnel soll der Verkehr über 
die Pässe geleitet werden. Eine 
zweite Röhre schont die Umwelt.

Unser Land zusam-
menhalten.
Die Schweiz darf nicht ganze 
Landesteile wie das Tessin oder 
den Kanton Uri abschotten und 
im Stich lassen. Die Sanierung 
mit einer zweiten Röhre ist mit 
Abstand die beste Lösung. 
Nur so verbindet der Gotthard 
verschiedene Regionen und 
Kulturen zu einer sicheren und 
starken Schweiz.

Der Gotthard-Strassentunnel muss saniert werden. 
Der Bau einer zweiten Röhre ist die beste Lösung.

gotthard-tunnel-ja.ch
2001 verloren nach einer Frontalkollision 
mit Lastwagen 11 Menschen das Leben. 

Die Verladeanlagen wären grösser als die 
beim Eurotunnel. 
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Überparteiliches Komitee «Gotthard Tunnel 
sicher JA», Schwarztorstr. 26, 3001 Bern
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Abstimmungen

CVP-Initiative

NEIN zur CVP-Initiative
Hans-Peter Portmann,  
Nationalrat ZH

Die CVP-Initiative 
zur Abschaffung 
der Heiratsstrafe ist 
in vielerlei Hinsicht 
sinnlos. Zwar unter-
stützt auch die FDP 
die Abschaffung der 

Heiratsstrafe – die CVP hat mit ihrem 
Umsetzungsvorschlag allerdings ganz 
schön danebengegriffen. Ihre Initiative 
führt zu neuen Ungerechtigkeiten und 
verbietet mit der Individualbesteue-
rung die optimale Variante zur Ab-
schaffung der Heiratsstrafe. 

Die Heiratsstrafe existiert zwar tat-
sächlich noch, allerdings nur noch für 
geschätzte 80 000 Ehepaare. Seit der 
bundesgerichtlichen Rüge haben viele 
Kantone ihre Besteuerung angepasst. 
Heute wird die Mehrheit der Ehepaare 
auf kantonaler Ebene gegenüber Kon-
kubinatspaaren gleich behandelt oder 
gar bevorteilt.

Der Initiativtext sieht vor, dass Ehe-
paare in steuerlicher Hinsicht eine 
Wirtschaftsgemeinschaft bilden. Dies 
begünstigt vor allem das traditionelle 
Familienmodell der Einverdienerehe 
und verunmöglicht gleichzeitig die 
Individualbesteuerung, welche die 
deutlich bessere Lösung darstellt. Da-

durch kommt es zwangsweise zur Be-
nachteiligung des Zweiteinkommens, 
was immer noch mehrheitlich dasjeni-
ge der Frau ist. Nur die Individualbe-
steuerung ist sowohl geschlechts- wie 
auch zivilstandunabhängig. Sie würde 
die Erwerbsarbeit belohnen, anstatt sie 
steuerlich zu bestrafen. Mit der CVP-
Initiative würde man also lediglich 
eine Diskriminierung durch eine an-
dere ersetzen, weshalb der Nutzen der 
Initiative in keiner Weise mit den ge-
schätzten Kosten von 2,3 Milliarden 
mithalten kann. 

Gemäss den Initianten ist die erst-
malige Diskriminierung von Homo-
sexuellen in der Verfassung lediglich 

ein Detail. Aber gerade dadurch igno-
riert die CVP krass gesellschaftliche 
Realitäten, proklamiert ein veraltetes 
Familienbild und diskriminiert so 
gleichgeschlechtliche Paare – und das 
alles ohne jeglichen Bezug zum 
eigentlichen Initiativanliegen.

Ich möchte Sie deshalb in aller 
Form bitten, die CVP-Initiative abzu-
lehnen, denn sie ist zu teuer für eine 
schlechte Lösung. Unterstützen Sie 
uns hingegen im Kampf für die Indi-
vidualbesteuerung, davon profitieren 
alle, und zwar ohne Diskriminierun-
gen.
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Wahlkampf

Der Wahlkampf geht weiter 

Mobilisierung ist auch in den Kantonen alles 
Kaum ist der nationale Wahlkampf vorbei, geht es für viele Kantone in diesem Jahr schon wieder  
um die Neubesetzung der kantonalen und kommunalen Parlamente und Regierungen. Es gilt daher, 
den Schwung aus dem letzten Jahr mitzunehmen und wiederum mit vollem Einsatz die Wählenden 
von den Stärken der FDP und ihrer Kandidierenden zu überzeugen.

Vincenzo Pedrazzini, 
Wahlkampfleiter

Gleich in sieben Kantonen stehen 2016 
Gesamterneuerungswahlen für die Le-
gislative und die Exekutive an. Den 
Anfang machen Uri, St. Gallen und 
Thurgau am 28. Februar. Betrachtet 
man die Resultate der nationalen Wah-
len, dürfen wir uns berechtigte Hoff-
nungen machen, auch auf kantonaler 
Ebene zulegen zu können. 

Sportliche Ziele in St. Gallen
In St. Gallen gelang auf eigene Faust 
nicht nur die glanzvolle Verteidigung 

des Ständeratsmandats, vielmehr 
kann die FDP St. Gallen seit dem  
18. Oktober 2015 neu zwei National-
räte nach Bern schicken. Bei den 
Wähleranteilen legte die FDP zwei 
Prozent zu. Gute Voraussetzungen 
führen zu sportlichen Zielen, so will 
die FDP St. Gallen drei Sitze im Kan-
tonsrat gewinnen und die beiden Re-
gierungssitze verteidigen. Zu den 
 Regierungsratswahlen treten der bis-
herige Vorsteher des Departements 
für Inneres, Martin Klöti, und der 
langjährige Kantonsrat und FDP-Prä-
sident Marc Mächler an. Zusätzlich 
bewerben sich 152 Kantonsratskandi-

datinnen und -kandidaten in allen 
Wahlkreisen um einen Sitz für die 
FDP. Im Wahlkampf setzen die 
St. Galler dabei auf eine grosse Prä-
senz auf der Strasse und hunderte Bla-
chen und Plakate im ganzen Kanton. 

Ein neues Gesicht  
für die Thurgauer Regierung
Der Kanton Thurgau wählt am 28. Fe-
bruar nur die Regierung neu. Das Ziel 
der FDP ist es, den Sitz des abtreten-
den Kaspar Schläpfer zu verteidigen. 
Diese Aufgabe übernimmt mit viel 
Engagement und einem grossen Leis-
tungsausweis Walter Schönholzer, seit 

2009 Mitglied des Grossen Rates und 
seit 2013 Präsident der Thurgauer 
FDP. In seinem Wahlkampf kann er 
auf die Basis zählen, welche bereits 
bei den Nationalratswahlen mit gros-
sem Einsatz, neuen Ideen und kreati-
ven Aktionen dafür sorgte, dass erneut 
ein FDP-Nationalrat die Bevölkerung 
des Kantons Thurgau in Bern vertritt. 

Mehr als nur verteidigen in Uri 
Nach der Wahl von Josef Dittli in den 
Ständerat gilt es für die FDP in Uri, 
ihre Sitze zu verteidigen. Doch die 
FDP will mehr und tritt daher mit drei 
Regierungsratskandidaten an. Die Bis-
herige Barbara Bär stellt sich zusam-
men mit Toni Epp und Urs Janett zur 
Verfügung. Gemeinsam ist den drei 
Kandidaten ihre langjährige politische 
Erfahrung und ihr Einsatz für den Kan-
ton Uri. Im Landrat stellt die FDP die 
zweitgrösste Fraktion. Erklärtes Ziel 
ist es, weitere Sitze zu gewinnen und 
neue Köpfe ins Parlament zu bringen. 

Mobilisierung weiter vorantreiben 
Damit der Erfolg vom Oktober 2015 
auch in den Kantonen weitergeführt 
werden kann, gilt es, die Mobilisie-
rung weiter voranzutreiben. Wichtig 
ist dabei, dass auch in Kantonen ohne 
Wahlen die FDP-Sektionen und die 
Mitglieder aktiv bleiben. Unser Ein-
satz für die Werte Freiheit, Gemein-
sinn und Fortschritt geht weiter. Es 
gilt, der Wählerschaft beständig auf-
zuzeigen, dass die FDP sich dafür ein-
setzt, Arbeitsplätze zu schaffen, die 
Sozialwerke zu sichern und Bürokra-
tie abzubauen. Dadurch können wir 
den Grundstein für die Weiterent-
wicklung des Erfolgsmodells Schweiz 
und eine liberale Politik legen. 

Im Namen der gesamten Parteispit-
ze danke ich Ihnen für Ihren Einsatz 
für die FDP.Die FDP St. Gallen geht mit Schwung in die kantonalen Wahlen 2016. BILD: IMAGEVIDEO FLAWIL, BEAT SCHILTKNECHT
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Neu im Parlament

Interview mit Nationalrat Marcel Dobler

«Das Können liegt im Wollen»
Marcel Dobler wurde im vergangenen Oktober von der St. Galler Bevölkerung neu in den  
Nationalrat gewählt. Vor seinem politischen Engagement war er Co-Gründer von Digitec  
und baute das Unternehmen zum erfolgreichsten Schweizer Onlineshop für IT, Unterhaltungs-
elektronik und Telekommunikation aus.

Marcel Dobler, Sie sind ein 
erfolgreicher StartupUnter
nehmer. Nun sind Sie der Start
upNationalrat. Was gefällt 
Ihnen besser?
Beides gefällt mir sehr gut. Mein 
neues Leben als Neo-Nationalrat 
macht mir Spass, und ich bin top 
motiviert, einen Beitrag zur 
 Erhaltung des Erfolgsmodells 
Schweiz zu leisten. Das ist wich-
tiger denn je. Im Moment gefällt 
mir der Gedanke sehr gut, beides 
zu machen. Ich möchte mich in 
naher Zukunft unbedingt wieder 
unternehmerisch engagieren.

Wo liegt Ihr politischer Fokus?
Aufgrund meiner Vergangenheit 
sind mir der Wirtschaftsstandort 
Schweiz und die KMU sehr  
nah. Mein aktueller Fokus liegt 
hier auf dem leider nicht zeit-
gemässen und praxisfremden 
Arbeitsgesetz, dem Erhalt der 
bilateralen Verträge und dem 
Kampf gegen die Hochpreisinsel 
Schweiz. Leider gibt es nach wie 
vor sehr viele technische Handels-
hemmnisse, die einen freien Markt 
behindern.

Mein zweiter Fokus liegt in der Ein-
arbeitung in die Themen der Sicher-
heitskommission. Terrorismus, Cyber-
kriminalität und neue Anschaffungen 
werden uns in naher Zukunft beschäf-
tigen. Ich freue mich auf die Arbeit in 
den Kommissionssitzungen.

Wofür werden Sie sich einsetzen?
Freiheit ohne Sicherheit ist nicht mög-
lich, und diese Sicherheit hat ihren 
Preis. In diesem Spannungsfeld möch-
te ich mich für einen effizienten Ein-
satz der Steuergelder stark machen 
und Anschaffungen und Projekte auch 
kritisch hinterfragen. Ich bin über-

zeugt, mit meinem Hintergrund als 
Unternehmer, IT-Spezialist und Mili-
tärpolizeigrenadier einen wertvollen 
Beitrag leisten zu können.

Als 35jähriger Nationalrat sind Sie 
auch Botschafter der jungen Gene
ration im Parlament. Wie vertreten 
Sie diese? 
Mit meinem Jahrgang 1980 gehöre ich 
zum ersten Jahrgang der Generation Y. 
Ich bin mit dem Internet und den neuen 
technischen Möglichkeiten aufgewach-
sen und betrachte deshalb viele The-
men aus einem anderen Blickwinkel als 
ältere Generationen. Eines der wich-
tigsten Themen für die jüngere Gene-
ration ist eine sichere Altersvorsorge. 
Wir brauchen einen intakten Genera-

tionenvertrag. Es darf nicht sein, dass 
die Generation Y die ungedeckte Kre-
ditkarte älterer Generationen ist. 

Wie begeistern Sie Junge von der 
Politik?
Das mittlere Durchschnittsalter von 
54 Jahren bei Abstimmungen zeigt das 
grosse Mobilisierungspotenzial bei 
den Jungen. Durch meine Geschichte 
und meine direkte Art hoffe ich, mei-
ne Generation mehr für Politik begeis-
tern zu können. Sehr gerne stehe ich 
auch Schulklassen in Bern während 
der Sessionen zur Verfügung, um ih-
nen einen Einblick in unsere Arbeit zu 
geben und Rede und Antwort zu ste-
hen. Ich engagiere mich auch an An-
lässen und werde hier etwas bewegen. 

Sie sind nicht nur Unternehmer 
und Nationalrat, sondern auch 
Spitzensportler. Was treibt Sie 
an?
Ich bin und war immer schon ehr-
geizig gewesen. Ich bin es mir ge-
wohnt, hohe Ziele zu setzen und 
diese beharrlich und zielorientiert 
zu verfolgen. Wer nichts versucht, 
kann auch nichts schaffen. So war 
es auch bei meiner Wahl. Es 
macht mir Spass, mich zu verbes-
sern und etwas zu unternehmen. 
Der Leistungsgedanke war bei 
mir immer sehr wichtig.

Wie bringen Sie Politik und 
Spitzensport unter einen Hut?
Sport ist für mich neben dem Be-
ruf der ideale Ausgleich. Trotz der 
physischen Anstrengungen war es 
immer mehr eine Bereicherung 
als eine Belastung. Ein vielfälti-
ges Umfeld mit unterschiedlichen 
Gesetzmässigkeiten bringt einen 
auf neue Ideen. Die wohl tref-
fendste Antwort auf Ihre Frage 
ist: Das Können liegt im Wollen. 

Sie haben Ende Januar in Salt Lake 
City (USA) Ihren ersten Weltcup
Einsatz im Bobsport gehabt. Was 
nehmen Sie aus dieser Erfahrung in 
die Politik mit?
Mein Ziel war, erste Erfahrungen zu 
sammeln. Wir hoffen, uns mit dieser 
Teilnahme einen festen Weltcup-Platz 
für das nächste Jahr zu sichern. Poli-
tisch haben mich einmal mehr die 
 liberalen Ladenöffnungszeiten der 
Amerikaner beeindruckt. Nur Ge-
schäfte, für die es sich auch wirtschaft-
lich lohnt, haben lange Ladenöff-
nungszeiten. Gerade bei grenznahen 
Geschäften in der Schweiz sind unsere 
Ladenöffnungszeiten mit Blick auf den 
Einkaufstourismus ein Problem.

Marcel Dobler am Weltcup in Salt Lake City (USA).
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FDP-Liberale Fraktion

Neue FDP-Parlamentarier im Nationalrat

Alle Köpfe auf einen Blick

NR Thierry Burkart 
Kanton Aargau 
Rechtsanwalt

NR Christoph Eymann 
Kanton Basel-Stadt 
Regierungsrat

NR Matthias Jauslin 
Kanton Aargau 
Unternehmer

NR Benoît Genecand 
Kanton Genf 
Unternehmensberater

NR Philippe Bauer 
Kanton Neuenburg 
Rechtsanwalt

NR Hermann Hess 
Kanton Thurgau 
Unternehmer/Pianist

NR Marcel Dobler 
Kanton St. Gallen 
Unternehmer

NR Frédéric Borloz 
Kanton Waadt 
Buchhalter

NR Laurent Wehrli 
Kanton Waadt 
Selbständig

NR Hans-Ulrich Bigler 
Kanton Zürich 
Ökonom/Direktor SGV

NR Philippe Nantermod 
Kanton Wallis 
Rechtsanwalt

NR Regine Sauter 
Kanton Zürich, Direktorin  
Zürcher Handelskammer
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FDP-Liberale Fraktion

Neue FDP-Parlamentarier im Ständerat

Alle Köpfe auf einen Blick

SR Andrea Caroni 
Kanton Appenzell Ausserrhoden 
Rechtsanwalt

SR Damian Müller 
Kanton Luzern 
Leiter Verkauf Aussendienst

SR Philipp Müller 
Kanton Aargau 
Generalbauunternehmer

SR Hans Wicki 
Kanton Nidwalden 
Regierungsrat

SR Ruedi Noser 
Kanton Zürich 
Unternehmer

SR Josef Dittli 
Kanton Uri 
Regierungsrat

SR Olivier Français 
Kanton Waadt 
Ingenieur EPFL
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Rückblick DV Januar

Delegiertenversammlung Schwyz

Mit einem stolzen Blick zurück und  
einem klaren Blick in die Zukunft
An der ersten Delegiertenversammlung dieses Jahres dominierten die vier Abstimmungsvorlagen 
vom 28. Februar. Die Delegierten lehnten die Durchsetzungsinitiative ab, sagten Ja zur 2. Röhre  
am Gotthard und sprachen sich gegen die CVP-Initiative aus. Die Parteipräsidentenkonferenz fasste 
die Nein-Parole zur Juso-Spekulationsinitiative.

An einem verschneiten 16. Januar 
hiess Nationalrätin Petra Gössi mehr 
als 270 Delegierte, Bundespräsident 
Johann Schneider-Ammann, Partei-
präsident Philipp Müller und zahl-
reiche Gäste in Schwyz willkom-
men. Gleich zu Beginn liess ein 
Kurzfilm die schönsten Momente 
aus dem erfolgreichen Wahljahr 
2015 Revue passieren.

Parteipräsident Philipp Müller be-
dankte sich herzlich für die gemein-
same Anstrengung im Wahlkampf. 
Er forderte in einem Appell mehr 
Inhalt und weniger Polemik in der 
Politik, indem «weniger geredet und 
mehr gesagt» wird.

Auch Bundespräsident Johann 
Schneider-Ammann fand klare Wor-
te: «Um das Erfolgsmodell Schweiz 
zu stärken, müssen wir uns gemein-
sam für verbesserte Rahmenbedin-
gungen, für einen flexiblen Arbeits-
markt und eine intakte Sozialpart-
nerschaft, für weniger Bürokratie 

sowie für genügend Mittel zur 
Förderung von Bildung, Forschung 
und Innovation einsetzen.»

Die Delegierten verabschiede-
ten sich von der Ende 2015 zurück-
getretenen Fraktionspräsidentin 
Gabi Huber mit einer Standing 
Ovation und dankten ihr mit dieser 
schönen Geste für ihren unermüd-
lichen Einsatz für die FDP und die 
liberalen Grundwerte der Schweiz. 
Auch verabschiedeten sie die ehe-
maligen Parlamentarierinnen und 
Parlamentarier und hiessen die 
neugewählten herzlich willkom-
men. Die FDP-Liberale Fraktion 
freut sich, neu mit 46 Parlamenta-
rierinnen und Parlamentariern im 
Bundeshaus vertreten zu sein.

Parolenfassung  
für den 28. Februar 2016:  
Dreimal Nein, einmal Ja
Die Delegierten lehnten mit 263 Nein- 
zu 8 Ja-Stimmen bei 1 Enthaltung die 
Durchsetzungsinitiative klar ab. Die 
Abstimmung zum Gotthardstrassen-
tunnel wurde von einer aktiven Debat-
te begleitet. Die Delegierten hiessen 
schliesslich die 2. Gotthardröhre mit 
266 Ja bei 5 Gegenstimmen und 1 Ent-
haltung gut.

Auch der CVP-Initiative wurde 
eine klare Absage erteilt: Mit 240 zu 
9 bei 12 Enthaltungen beschlossen sie 
die Nein-Parole. Die Juso-Spekula-
tionsinitiative wurde bereits am Tag 
zuvor von den Präsidenten der Kanto-
nalparteien einstimmig abgelehnt. 

Die Delegierten geben ihre Stimmen ab.

Empfang an der Delegiertenversammlung.
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Rückblick DV Januar

Alt Fraktionspräsidentin Gabi Huber wird verabschiedet.

Alt Vize-Fraktionspräsident Felix Gutzwiller wird verabschiedet.

Parteipräsident Philipp Müller.

Für unsere Besten nur das beste Netz.
Wir geben alles, damit wirklich all unsere Kunden vom besten Netz profitieren können.
Darumwurde dasMobilfunknetz von Swisscom schon zum 7. Mal in Folge zum besten
der Schweiz erklärt. Swisscom.ch/connect

Willkommen im Land derMöglichkeiten.

7 Jahre in Folge
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Präsidiales Jahr 2016

Unsere drei Präsidenten 

In Bundesbern stark vertreten
Mit Johann Schneider-Ammann als Bundespräsident, Christa Markwalder als Nationalrats-
präsidentin und Raphaël Comte als Präsident des Ständerats startet FDP.Die Liberalen optimal 
 vertreten in die 50. Legislatur.

Ständerat Philipp Müller, 
Präsident FDP.Die Liberalen

Mit guten Vorsätzen und grossem En-
gagement beginnen wir das neue Jahr. 
Neben einem super Wahlergebnis im 
letzten Oktober, besetzen im 2016 
gleich drei FDP-Exponenten die 
höchsten Posten der Schweiz: Johann 
Schneider-Ammann als Bundespräsi-
dent, Christa Markwalder als Natio-
nalratspräsidentin und Raphaël Com-
te als Präsident des Ständerats. 2016 
wird ein liberales Jahr!

In der wirtschaftlichen und politi-
schen Grosswetterlage, in welcher sich 
die Schweiz heute befindet, braucht es 
eine erfahrene und sichere Führung. 
Bundespräsident Johann Schneider-
Ammann ist ein sicherer Steuermann 
in turbulenten Gewässern: Der starke 
Franken setzt die Wirtschaft weiter-
hin unter Druck, die Beziehungen zur 
Europäischen Union stehen auf wa-
ckeligen Füssen, die innere Sicherheit 
ist bedroht und die anhaltenden Mig-
rationsströme stellen uns vor grosse 

Herausforderungen. Bundespräsident 
Johann Schneider-Ammann arbeitet 
mit aller Kraft daran, dass hier Lösun-
gen gefunden werden. Die Schweiz ist 
ein eigenständiger Staat, eingebunden 
in Europa. Der Erhalt des bilateralen 
Weges – und damit verbunden die Si-
cherung vieler Arbeitsplätze – haben 
oberste Priorität. Als Bildungs- und 
Forschungsminister engagiert er sich 
zudem stark für die langfristige Ein-
bindung der Schweiz im Forschungs-
programm Horizon 2020. Im Inland 
liegt ihm die Stärkung des Werkplat-
zes Schweiz durch verlässliche Rah-
menbedingungen besonders am Her-
zen. Ein starkes Unternehmertum 
fusst letztlich auf einem liberalen 
Arbeitsmarkt. Seinem Motto des Prä-
sidialjahres «Gemeinsam für Jobs und 
unser Land» treu, wird er weiterhin 
für jeden Arbeitsplatz in unserem 
Land kämpfen. In einer zunehmend 
globalisierten Welt ist die Erschlies-
sung neuer Märkte ein zentraler 
 Bestandteil einer fortschrittlichen, 
erfolgreichen und liberalen Wirt-

schaftspolitik. Mit dem 2014 unter-
zeichneten Freihandelsabkommen mit 
China wurde das Tor für die Schwei-
zer Exportindustrie weit aufgestossen. 
Mit dem Abschluss dieses Abkom-
mens hat Bundespräsident Johann 
Schneider-Ammann eindrucksvoll 
unter Beweis gestellt, wie mit Mut und 
Vertrauen in die eigenen Stärken 
Ausserordentliches zu erreichen ist. 
Mit dieser Einsicht wird er die Schweiz 
in seinem Präsidialjahr durch beweg-
te Gewässer lotsen. 

Für Respekt und Diversität
Als Nationalratspräsidentin dirigiert 
Christa Markwalder das Orchester der 
Grossen Kammer. Sie wirkt seit 2003 
im Nationalrat und bleibt weiterhin 
Mitglied der Kommission für Rechts-
fragen sowie der Aussenpolitischen 
Kommission. Als Politikerin mit viel 
Erfahrung versteht sie es, auch bei er-
hitzten Debatten und roten Köpfen, 
die Aufmerksamkeit stets auf die Ge-
schäfte im Rat zu lenken. Für Natio-
nalratspräsidentin Christa Mark-

walder zählt vor allem der «Respekt 
vor den politischen Institutionen, 
unseren Grundwerten, den sprachli-
chen Minderheiten und dem Völker-
recht». «Respekt» ist denn auch das 
Leitmotiv ihrer Präsidentschaft. 

Der als diskret und umgänglich be-
kannte Raphaël Comte präsidiert die-
ses Jahr den Ständerat. Der 36-jährige 
Neuenburger wurde 2010 als Ersatz 
für den in den Bundesrat gewählten 
Didier Burkhalter in den Ständerat ge-
wählt. Der Jurist war bis anhin Mit-
glied der Kommission für Rechtsfra-
gen, der Staatspolitischen Kommis-
sion, der Redaktionskommission so-
wie der Kommission für Umwelt, 
Raumplanung und Energie. Stände-
ratspräsident Raphaël Comte wird die 
Kleine Kammer mit ruhiger und be-
stimmter Hand führen und auch in 
turbulenten Situationen die Übersicht 
bewahren. 

Ich wünsche unseren drei Präsiden-
ten viel Freude und Erfolg in ihrem 
Amt.

Bundespräsident Johann Schneider-Ammann Nationalratspräsidentin Christa Markwalder Ständeratspräsident Raphaël Comte
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50. Legislatur

FDP-Liberale Fraktion

Neues Präsidium der FDP-Liberalen Fraktion
Mit Beginn der 50. Legislatur wurde auch das Präsidium der FDP-Liberalen Fraktion neu  
besetzt.  Nationalrat Ignazio Cassis präsidiert die Fraktion, Ständerat Thomas Hefti und Nationalrat 
Beat Walti amtieren als Vize-Präsidenten.

Die FDP-Liberale Fraktion im Bun-
deshaus vereinigt alle Parlamenta-
rierinnen und Parlamentarier der  
FDP.Die Liberalen Schweiz. Die Frak-
tion berät wichtige Geschäfte, die in 
National- und Ständerat behandelt 
werden. Die wichtigste Funktion hat 
der Fraktionspräsident inne, welcher 
die Fraktionsmitglieder durch die Sit-
zungen führt, Diskussionen leitet und 
bei unterschiedlichen Ansichten nicht 
selten als Vermittler auftritt. Wenn 
immer möglich, sollen sich die Frak-
tionsmitglieder am Ende der Diskus-
sionen auf einheitliche Positionen 
einen. An seiner Seite weiss er die 
beiden Vize-Präsidenten der Fraktion. 

Nationalrat Ignazio Cassis, 
Präsident FDP-Liberale Fraktion
Am 20. November 2015 wählte die 
FDP-Liberale Fraktion Ignazio Cassis 

zu ihrem neuen Präsidenten. Er folgt 
auf alt Nationalrätin Gabi Huber, die 
die Fraktion während acht Jahren 
führte.

Ignazio Cassis ist Arzt und seit dem 
6. Dezember 2011 Vize-Präsident der 
FDP-Liberalen Fraktion. Er gehört 
seit dem 4. Juni 2007 dem Nationalrat 
an und wurde sowohl in den Wahlen 
2007, 2011 als auch 2015 von den Tes-
siner Wahlberechtigten im Amt bestä-
tigt. Während der letzten zwei Legis-
laturen gehörte er der Kommissionen 
für soziale Sicherheit und Gesundheit 
(SGK) an, bis Ende der letzten Legis-
latur als Vizepräsident. Seit Beginn 
der neuen Legislatur und für die kom-
menden zwei Jahre präsidiert er die 
SGK des Nationalrats. Ignazio Cassis 
ist zudem Mitglied der Redaktions-
kommission (RedK) und der Interpar-
lamentarischen Union (IPU).

Ständerat Thomas Hefti, Vize-
Präsident FDP-Liberale Fraktion
Zu Beginn der vergangenen Winter-
session wurde Thomas Hefti, Vorsit-
zender der Ständeratsgruppe der  
FDP.Die Liberalen, von der Fraktion 
zum Vize-Präsidenten gewählt. Er 
folgt auf alt Ständerat Felix Gutzwil-
ler, der die Fraktion vier Jahre (von 
2005 bis 2008) als Präsident und ins-
gesamt zehn Jahre als Vize-Präsident 
führte.

Thomas Hefti ist Rechtsanwalt. Er 
vertritt seit dem 12. Januar 2014 den 
Stand Glarus in der Kleinen Kammer, 
2015 wurde er von den Glarner Wahl-
berechtigten im Amt bestätigt. In der 
letzten Legislatur gehörte er der Kom-
mission für Wirtschaft und Abgaben 
(WAK), der Kommission für Rechts-
fragen (RK) und der Finanzkommis-
sion (FK) an. Auch in der aktuellen 

Legislatur vertritt er die FDP in diesen 
drei Kommissionen. 

Nationalrat Beat Walti, Vize-
Präsident FDP-Liberale Fraktion
Ebenfalls zum Vize-Präsidenten 
wählte die Fraktion Nationalrat Beat 
Walti. Er folgt auf Ignazio Cassis, wel-
cher seit Beginn dieser Legislatur an 
der Spitze der Fraktion steht. Beat 
Walti ist Rechtsanwalt. Er sitzt seit 
dem 2. Juni 2014 für den Kanton Zü-
rich im Nationalrat und wurde in den 
Wahlen 2015 bestätigt. Er gehörte 
während der zurückliegenden Legis-
latur der Kommission für Verkehr und 
Fernmeldewesen (KVF) an. In der 
aktuellen Legislatur sitzt er in der 
Kommission für Wirtschaft und Ab-
gaben (WAK), in der Gerichtskom-
mission (GK) sowie in der Immuni-
tätskommission (IK).

Ignazio Cassis Thomas Hefti Beat Walti
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Unter Freisinnigen

Herausforderungen im Präsidialjahr

Gemeinsam für Jobs und unser Land!
Liebe Freisinnige

Diese erste Ausgabe des «Freisinns» 
nach den Wahlen gibt mir die Gele-
genheit, Ihnen von Herzen zum er-
freulichen Resultat der National- und 
Ständeratswahlen zu gratulieren. Das 
Wahlresultat ist eine Anerkennung 
Ihrer unermüdlichen Arbeit und Ihres 
Engagements für die liberalen Werte. 
Nun gilt es, den Auftrag der Wähle-
rinnen und Wähler zu erfüllen und die 
freisinnige Politik weiter umzusetzen. 
Wir stehen im laufenden Jahr vor gros-
sen Herausforderungen, für deren Be-
wältigung ich mich – gemeinsam mit 
Ihnen – mit voller Kraft einsetze. Ich 
bin zuversichtlich, dass uns dies ge-
lingen wird. Lassen Sie mich nachfol-
gend ein paar Schwerpunkte nennen.

Bilaterale erhalten
Die Zukunft unserer Beziehung zu 
Europa steht in diesem Jahr im beson-
deren Fokus. Der Bundesrat will die 
bilateralen Verträge sichern und 
gleichzeitig den Volkswillen für eine 
Begrenzung und eine Steuerung der 
Zuwanderung umsetzen. Der vom 
Bundesrat festgelegte Lösungsweg 
einer Schutzklausel soll dabei eine 
zentrale Rolle spielen. Nach meinen 
jüngsten Kontakten mit Kommis-
sionspräsident Jean-Claude Juncker in 
Brüssel und mit EU-Kommissaren am 
WEF in Davos bleibe ich optimistisch, 
dass wir eine Lösung finden werden. 
Allerdings sind der zeitliche Druck 
und die Hürden hoch. Gleichzeitig gilt 
es, unseren Zugang zum europäischen 
Forschungsprogramm Horizon 2020 
zu sichern. Denn nur so können unse-
re Hochschulen weiterhin auf höchs-
tem Forschungsniveau mithalten und 
zur Innovationsfähigkeit in unserem 
Land entscheidend beitragen. 

Optimale Rahmenbedingungen 
und flexibler Arbeitsmarkt
Bedeutend herausgefordert wird unser 
Land auch durch den starken Franken 
bzw. den schwachen Euro. Ein Jahr 
nach Aufhebung des Mindestkurses 
durch die Nationalbank bleibt die Ge-

fahr einer Deindustrialisierung ernst. 
Auch der Detailhandel und die Touris-
musbranche stehen weiterhin unter 
enormem Druck. Diese Herausforde-
rungen bewältigen wir sicher nicht mit 
staatlich verordneter Industriepolitik 
und einem starren Arbeitsgesetz, wie 
wir es in anderen Ländern sehen. Der 
Lösungsweg besteht vielmehr darin, 
dass sich die konstruktiven Kräfte in 
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft 
vereinigen, um sich für optimale Rah-
menbedingungen, für einen flexiblen 
Arbeitsmarkt, für weniger Bürokratie 
sowie für genügend Mittel zur Förde-
rung von Bildung, Forschung und In-
novation einsetzen.

Sicherheit als oberste Priorität
Die massive Flüchtlingswelle nach 
Europa ist eine weitere Herausforde-

rung. Damit verbunden sind Fragen 
zur Sicherheit: soziale Sicherheit, phy-
sische Sicherheit, wirtschaftliche Si-
cherheit. Die Schweiz ist ihrer huma-
nitären Tradition verpflichtet. Wer 
direkt an Leib und Leben bedroht ist, 
soll und muss Schutz erhalten. In unse-
rem kleinen Land bedeutet dies auch, 
dass Menschen, die aus wirtschaftli-
chen Gründen zu uns fliehen, ihren 
Platz den Schutzbedürftigen überlas-
sen und rasch zurückkehren müssen. 
Wer bei uns aufgenommen wird, der 
muss unsere Regeln und Werte respek-
tieren. Ereignisse wie in Köln darf es 
in der Schweiz nicht geben. Man muss 
sich in unserem Land jederzeit überall 
ohne Angst bewegen können. 

Arbeitsplätze sichern
Mit Sicht auf all diese Herausforde-

rungen habe ich für mein Präsidialjahr 
das folgende Motto gewählt: «Ge-
meinsam für Jobs und unser Land». 
Dies entspricht den Zielen, die ich 
bereits als Unternehmer und dann als 
Politiker verfolgt habe. Ich bin über-
zeugt, dass es uns mit vereinten Kräf-
ten gelingen wird, unsere Arbeitsplät-
ze in der Schweiz zu sichern und neue 
zu schaffen, um dadurch möglichst 
allen Menschen eine Perspektive bie-
ten zu können. Ich bin ebenso zuver-
sichtlich, dass wir es schaffen werden, 
unserem Land eine erfolgreiche Zu-
kunft zu sichern.

Ihnen und uns allen wünsche ich 
dabei viel Erfolg, Weitsicht und 
Durchsetzungsfähigkeit.

Ihr Johann N. Schneider-Ammann,  
Bundespräsident

Bundespräsident Johann N. Schneider-Ammann.
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Service Public

Hochkaräter am Start 

Ein spannendes Jahr erwartet uns 
Die FDP Service Public wird sich nicht nur bei der bevorstehenden Abstimmung zur Initiative  
«Pro Service Public» ins Gespräch bringen, sondern bietet auch dieses Jahr Anlässe mit inte-
ressanten und hochkarätigen Referenten. 

Beat Schlatter,  
Präsident FDP Service Public

Als Highlight unserer Vortragsreihe 
darf sicher der Besuch von Klaus-Pe-
ter Willsch, CDU-Abgeordneter des 
Deutschen Bundestages, gelten. Um 
ihn am Dienstag, 15. März, am tradi-
tionellen Apéro der eidgenössischen 
Fraktion auftreten zu lassen, hat unser 
Vorstand keine Mühen gescheut. Nach 
den ersten Vorgesprächen in Berlin 
sind wir überzeugt, dass Herr Willsch 
uns spannende Einblicke in die Deut-
sche Politlandschaft gewähren wird. 
Herr Willsch ist bekannt für seine sehr 
pointierten Statements zur deutschen 
Aussenpolitik wie auch zur aktuellen 
Lage des Euro und der Flüchtlings-
krise. Der Anlass steht allen Mitglie-
dern der FDP Service Public offen. 

Ein vielseitiger Jahresplan 
Der Fraktionsapéro am 15. März wird 
der Auftakt für ein spannendes Jahr 
sein. Nebst den Referaten von unter-
schiedlichsten Exponenten wie Herrn 
Willsch oder dem Generalsekretär des 
Schweizerischen Fussballverbandes, 
Alex Miescher, für welche wir hof-
fentlich viele Teilnehmer begeistern 
können, werden wir uns intensiv mit 
der Volksinitiative «Pro Service Pub-
lic» auseinandersetzen. Diese unter 
verlockendem Namen daherkommen-
de Initiative gilt es aus liberaler Sicht 
klar abzulehnen. 

Alle Informationen zu unseren Ver-
anstaltungen finden Sie auf unserer 
Webseite www.fdp-servicepublic.ch 
oder auf unserer Facebook-Seite  
www.facebook.com/FdpServicePublic. 
Wir freuen uns über Ihren Besuch auf 
unseren Kanälen und Ihren Like bei 
Facebook. 

Für einen modernen Service Public
«Wir machen uns stark für eine effi-
ziente Verwaltung, die im Gleichge-

wicht mit der Wirtschaft und der Poli-
tik steht …» – so beginnt die Selbst-
definition unserer Vereinigung. Es 
liegt daher in unserer DNA, sich gegen 
eine Volksinitiative zu stellen, welche 
einen unrealistischen und nicht den 
aktuellen Herausforderungen entspre-
chenden Service Public in der Verfas-
sung verankern will. Im Juni wird die 
Volksinitiative «Pro Service Public» 
vors Volk kommen. Lanciert wurde 
sie vom Magazin «K-Tipp» und ver-
schiedenen sogenannten Konsumen-
tenorganisationen. Ich werde mich in 

diesem Abstimmungskampf an vor-
derster Front für eine sinnvolle Grösse 
der öffentlichen Hand einsetzen. 

Auch wenn die Initiative «Pro Ser-
vice Public» angesichts anderer Her-
ausforderungen, welche auf unser 
Land zukommen, zweitrangig zu sein 
scheint, erachte ich es doch als wich-
tig, diese aktiv zu bekämpfen.

Wird die Initiative «Pro Service 
Public» angenommen, verschlechtern 
sich die Rahmenbedingungen für den 
Wirtschaftsstandort Schweiz. Nicht 
nur, dass wir durch die Plafonierung 

von Kaderlöhnen für Posten in bun-
desnahen Unternehmen kaum mehr 
Top-Kader finden würden, die diese 
Unternehmen wettbewerbsfähig hal-
ten, auch würden viele Dienstleistun-
gen erheblich verteuert werden müs-
sen. Erhöhte Preise bei den SBB oder 
der Post hätten eine weitere Zemen-
tierung der Hochpreisinsel Schweiz 
zur Folge. Auch die Wettbewerbs-
chancen für Schweizer Unternehmen 
würden dadurch empfindlich ge-
schmälert.

Beat Schlatter Klaus-Peter Willsch
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Der Faktencheck zur Durchsetzungsinitiative

Die Fakten Die Lügen

Fakten statt Lügen:

  efrahcsreffefp enie remmoS netztel tah tnemalraP saD
Umsetzung der Ausschaffungsinitiative beschlossen. 
Die von der SVP gesetzte Umsetzungsfrist von 
fünf Jahren wurde eingehalten. Nur wegen der 
Durchsetzungsinitiative ist das Gesetz noch nicht in 
Kraft.

Die Durchsetzungsinitiative trifft den grössten Teil 
der ausländischen Täter gar nicht, da diese nicht über 
eine gefestigte Aufenthaltsbewilligung verfügen.

Die Initiative macht keinen Unterschied zwischen 
Secondos, Kriminaltouristen oder EU-Einwanderern. 
Alle können wegen Bagatellen ausgeschafft werden.

Die Ausschaffungsinitiative wurde nie umgesetzt.

Die Initiative sorgt dafür, dass alle schwerkriminellen 
Ausländer ausgeschafft werden.

Secondos sind keine Ausländer und werden deshalb 
nicht ausgeschafft.

NEIN zur Durchsetzungsinitiative


